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Beschlussvorlage der Verwaltung  
 
Gremium Sitzung am Beratung 

Bezirksvertretung Mitte 02.04.2009 öffentlich 
 
 
Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes) 
 

Festlegung des Ausbaustandards der Straße Lohbreite zwischen  Auf dem Oberen 
Esch und Auf dem Langen Kampe 
 
Ggf. Frühere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Gremium, Datum, TOP, Drucksachen-Nr.) 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die Bezirksvertretung Mitte beschließt: 
a) Der Ummarkierung der Straße Lohbreite im oben genannten Bereich entsprechend der 
vorgelegten Planung wird zugestimmt. 

b) Dem Einbau einer Querungshilfe (Mittelinsel) in der Straße Lohbreite entsprechend der 
vorgelegten Planung wird zugestimmt. 

 
 
Begründung: 
 

1. Situationsbeschreibung 
Auf dem Grundstück des ehemaligen Zentrallagers der Fa. Jobis an der Straße Lohbreite entsteht 
derzeit ein JIBI-Markt. 

Da die Hauptzufahrt für Kunden an der Straße Lohbreite entsteht, wird eine andere Aufteilung des 
Straßenraumes erforderlich. 

 

2. Planung (siehe Anlage) 
Um die erforderlichen Sichtfelder an der neuen Hauptzufahrt einzuhalten, kann das heute erlaubte 
Parken am westlichen Fahrbahnrand der Lohbreite nicht mehr zugelassen werden. 

Die Verwaltung schlägt deshalb vor, am östlichen Fahrbahnrand zwischen Auf dem Oberen Esch 
und Auf dem Langen Kampe einen 2,00 m breiten Längsparkstreifen zu markieren. 

Die Geradeausspur  in Richtung Bleichstraße erhält eine Breite von 3,50 m. 

Daran anschließend ist vorgesehen, Linksabbiegespuren in die Straßen Am Oberen Esch und Auf 
dem Langen Kampe in einer Breite von 3,00 m zu markieren. 

Um die fußläufige Erreichbarkeit für Kunden aus den östlichen Wohngebieten zu verbessern, 
schlägt die Verwaltung den Einbau einer Mittelinsel zwischen den Linksabbiegespuren vor. 

Für die Gegenfahrbahn in Richtung Heeper Straße verbleibt dann eine Breite von 3,50 m. 



  
3. Finanzierung 
Die für die oben genannten Maßnahmen entstehenden Kosten werden über einen 
Mehrkostenvertrag gemäß § 16 StrWG NRW vom Bauherrn übernommen. 
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